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Auf die Revision des KlÃ¤gers werden die Urteile des Landessozialgerichts Berlin
vom 24. November 1999 und des Sozialgerichts Berlin vom 30. Juli 1997 geÃ¤ndert.
Die Beklagte wird verurteilt, dem KlÃ¤ger 749,96 DM zu erstatten. Kosten sind in
allen RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Der KlÃ¤ger gewÃ¤hrt als VersorgungstrÃ¤ger einem KriegsbeschÃ¤digten, der
Mitglied der beklagten Krankenkasse ist, Leistungen nach dem
Bundesversorgungsgesetz (BVG) wegen der SchÃ¤digung seines rechten FuÃ�es.
Am linken FuÃ� des BeschÃ¤digten findet sich eine anlagebedingte Behinderung.

Im Juni 1996 wurde der BeschÃ¤digte vom KlÃ¤ger aufgrund versorgungsÃ¤rztlicher
Verordnung mit einem Paar maÃ�angefertigter SchnÃ¼rstiefel ausgestattet. Der
KlÃ¤ger zahlte hierfÃ¼r einen Gesamtpreis von 2.057,65 DM, wovon auf den
rechten FuÃ� 1.140,95 DM und auf den linken FuÃ� 916,70 DM entfielen.
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Mit Schreiben vom 9. Juli 1996 machte der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der Beklagten
einen anteiligen Erstattungsanspruch Ã¼ber 749,96 DM geltend. Er setzte als
erstattungsfÃ¤hige Kosten fÃ¼r die Mitversorgung des nicht durch Kriegsfolgen in
seiner Funktion beeintrÃ¤chtigten linken FuÃ�es einen Mischpreis an, und zwar
fÃ¼r einen Stiefel bei mittlerer PlattfuÃ�bildung 631,61 DM, fÃ¼r die plastische
Bettung 113,52 DM, fÃ¼r die Polstersohle 19,58 DM, fÃ¼r die Vorrichtung wegen
der Ballenbildung und der Hammerzehen 27,20 DM sowie fÃ¼r die Porosohle 28,05
DM, abzÃ¼glich eines Eigenanteils des BeschÃ¤digten in HÃ¶he von 70 DM. Die
Beklagte lehnte die Kostenbeteiligung ab (Schreiben vom 29. Juli 1996).

Der KlÃ¤ger ist der Ansicht, ihm stehe der Erstattungsanspruch nach Â§ 18c Abs 5
Satz 2 BVG zu. Er habe den orthopÃ¤dischen Schuh fÃ¼r den linken FuÃ� lediglich
nach MaÃ�gabe des Â§ 9 der Verordnung Ã¼ber die Versorgung mit Hilfsmitteln
und Ã¼ber Ersatzleistungen nach dem BVG (OrthopÃ¤dieverordnung (OrthV))
mitgeliefert. Hiernach seien orthopÃ¤dische Schuhe auch dann paarweise
bereitzustellen, wenn der andere FuÃ� von einem anderen SozialleistungstrÃ¤ger
orthopÃ¤disch zu versorgen sei; die Kostenerstattungspflicht des anderen TrÃ¤gers
bleibe unberÃ¼hrt.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 30. Juli 1997). Das
Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen (Urteil
vom 24. November 1999): Die Versorgung mit einem Paar orthopÃ¤discher Schuhe
sei kein teilbarer Hilfsmittelanspruch. FÃ¼r den Anspruch auf ein Paar Schuhe seien
die anerkannten SchÃ¤digungsfolgen eine wesentliche Mitursache im Sinne des
Versorgungsrechts, so daÃ� der KlÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§ 18c Abs 5 Satz 3 BVG die
Kosten der Hilfsmittelversorgung allein und endgÃ¼ltig zu tragen habe. Ein
Erstattungsanspruch scheitere zudem daran, daÃ� es fÃ¼r die Versorgung des
linken FuÃ�es mit einem orthopÃ¤dischen Schuh an der erforderlichen
vertragsÃ¤rztlichen Verordnung fehle.

Mit der Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine Verletzung des Â§ 18c Abs 5 Satz 2 BVG.
Nur das Leiden am rechten FuÃ� des BeschÃ¤digten stehe in einem ursÃ¤chlichen
Zusammenhang mit der anerkannten SchÃ¤digungsfolge und sei deshalb von der
Versorgungsverwaltung durch HilfsmittelgewÃ¤hrung zu kompensieren. Der
Umstand, daÃ� Schuhe im allgemeinen Warenverkehr grundsÃ¤tzlich nur paarweise
angeboten wÃ¼rden, Ã¤ndere hieran nichts, denn die Versorgung mit
orthopÃ¤dischen Schuhen erfolge nicht im Rahmen des allgemeinen
Warenverkehrs, sondern setze eine individuelle Herstellung oder Zurichtung voraus.
Â§ 9 OrthV zeige, daÃ� auch der Verordnungsgeber von einer Teilbarkeit des
Anspruchs hinsichtlich der Herstellungskosten ausgehe. Einer vertragsÃ¤rztlichen
Verordnung bedÃ¼rfe es neben der versorgungsÃ¤rztlichen Verordnung nicht.

Die Beigeladene hat sich den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers angeschlossen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Urteile des LSG Berlin vom 24. November 1999 und des SG Berlin vom 30. Juli
1997 zu Ã¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger 749,96 DM zu
erstatten.
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Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des LSG fÃ¼r zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung nach den Â§Â§ 165, 153 Abs 1, 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
einverstanden erklÃ¤rt.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist begrÃ¼ndet. Zu Unrecht haben die Vorinstanzen die
Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat gegenÃ¼ber der Beklagten einen Anspruch auf
Kostenerstattung mindestens in HÃ¶he der geltend gemachten 749,96 DM.

1. Das LSG hat Ã¼ber die Berufung zu Recht durch den Senat fÃ¼r
Angelegenheiten der gesetzlichen Krankenversicherung entschieden. Der Streit
Ã¼ber einen Erstattungsanspruch der Versorgungsverwaltung gegen eine
Krankenkasse gehÃ¶rt zu den Angelegenheiten der Sozialversicherung
(Krankenversicherung). Ein Erstattungsanspruch ist regelmÃ¤Ã�ig dem
Rechtsgebiet zuzuordnen, aus dem sich die Leistungspflicht ergibt, auf die sich der
Erstattungsanspruch grÃ¼ndet (BSG SozR 1500 Â§ 31 Nr 3). Der KlÃ¤ger leitet hier
einen Erstattungsanspruch aus der vermeintlichen Leistungspflicht der Beklagten
fÃ¼r die Ausstattung des nicht schÃ¤digungsbedingt behinderten linken FuÃ�es des
BeschÃ¤digten mit einem gleichartigen orthopÃ¤dischen Schuh ab. Diese Frage ist
dem Gebiet der Krankenversicherung zuzuordnen. Dahinstehen kann, ob in
entsprechender Anwendung der Rechtswegregelung fÃ¼r Erstattungsstreitigkeiten
in Â§ 114 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) ausnahmsweise dann das
Rechtsgebiet maÃ�gebend ist, aus dem sich die Leistungspflicht des
Erstattungsberechtigten ergibt, wenn dieser aufgrund einer gesetzlichen
Vorleistungspflicht gehandelt hat (vgl zum Rechtsweg bei vorlÃ¤ufigen Leistungen
nach Â§ 28 Abs 5 SchwbG BVerwG SGb 1992, 545; BSG SozR 1500 Â§ 141 Nr 13).
Eine solche gesetzliche Vorleistungspflicht, die im Gesetz ausdrÃ¼cklich
angeordnet sein muÃ� (BSGE 58, 119, 121 = SozR 1300 Â§ 104 Nr 7), kommt hier
nicht in Betracht.

Der Senat ist an seiner Entscheidung, daÃ� es sich um eine Angelegenheit der
Krankenversicherung handelt, nicht durch die Entscheidung des fÃ¼r
Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung zustÃ¤ndigen 9. Senats des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 13. MÃ¤rz 1985 â�� 9a RV 49/83 â�� (SozR 3100
Â§ 19 Nr 15) iS des Â§ 41 SGG gehindert. Diese Entscheidung lÃ¤Ã�t nicht
erkennen, aus welchen GrÃ¼nden der 9. Senat seinerzeit den damals streitigen
Ersatzanspruch aus Â§ 19 BVG aF gegen eine Krankenkasse nicht als Angelegenheit
der Krankenversicherung angesehen hat.

2. Das Urteil des LSG ist nicht deshalb fehlerhaft, weil der BeschÃ¤digte nicht zum
Verfahren beigeladen worden ist. Ein Fall der notwendigen Beiladung (Â§ 75 Abs 2
SGG) liegt nicht vor. Der BeschÃ¤digte ist an dem streitigen RechtsverhÃ¤ltnis nicht
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derart beteiligt, daÃ� die Entscheidung auch ihm gegenÃ¼ber nur einheitlich
ergehen kann. Da weder die dem BeschÃ¤digten gewÃ¤hrte Leistung als solche
streitig ist, noch die MÃ¶glichkeit einer Doppelleistung besteht, sondern es vielmehr
nur um eine Lastenverteilung aus leistungsrechtlichen Verpflichtungen zweier
LeistungstrÃ¤ger geht, werden die Rechte des BeschÃ¤digten bzw Versicherten
selbst durch die Entscheidung nicht berÃ¼hrt (BSG SozR 3-3100 Â§ 18c Nr 2).

3. Der KlÃ¤ger nimmt die Beklagte zu Recht auf anteilige Kostenerstattung in
HÃ¶he von 749,96 DM in Anspruch.

a) Dabei folgt die Kostenerstattungspflicht des anderen SozialleistungstrÃ¤gers
nicht bereits aus Â§ 9 Satz 2 OrthV. Nach dieser Vorschrift "bleibt die Verpflichtung
des anderen TrÃ¤gers, die Kosten zu erstatten, unberÃ¼hrt", wenn die
Versorgungsverwaltung den zweiten orthopÃ¤dischen Schuh nach MaÃ�gabe des Â§
9 Satz 1 OrthV geliefert hat. Diese untergesetzliche Bestimmung stellt lediglich klar,
daÃ� die Pflicht der Versorgungsverwaltung, den BeschÃ¤digten stets mit einem
Paar orthopÃ¤discher Schuhe zu versorgen, auch wenn nur ein FuÃ�
schÃ¤digungsbedingt behindert ist, eine auf gesetzlichen Bestimmungen beruhende
grundsÃ¤tzliche Leistungspflicht eines anderen SozialleistungstrÃ¤gers zur
Ausstattung des BeschÃ¤digten mit dem zweiten orthopÃ¤dischen Schuh nicht
entfallen lÃ¤Ã�t und einen Kostenerstattungsanspruch der Versorgungsverwaltung,
die aus einer gesetzlichen Erstattungsregelung folgt, gerade nicht ausschlieÃ�t,
sondern aufrechterhÃ¤lt. In Â§ 9 Satz 2 OrthV hat der Verordnungsgeber also nicht
einen eigenstÃ¤ndigen Kostenerstattungsanspruch normiert, sondern nur einen aus
gesetzlichen Vorschriften folgenden Kostenerstattungsanspruch vorausgesetzt und
diesen klarstellend fÃ¼r "unberÃ¼hrt" erklÃ¤rt. Dies ist mit Blick auf die
ErmÃ¤chtigungsgrundlage des Â§ 24a BVG rechtlich unbedenklich, nach der die
Bundesregierung durch Rechtsverordnung "Art, Umfang und besondere
Voraussetzungen der Versorgung mit Hilfsmitteln einschlieÃ�lich ZubehÃ¶r sowie
der Ersatzleistungen (Â§ 11 Abs 3 BVG) nÃ¤her bestimmen" darf. Die Regelung
eigenstÃ¤ndiger KostenerstattungsansprÃ¼che ist dort nicht erwÃ¤hnt, ihre
Normierung innerhalb der OrthV oder einer sonstigen Rechtverordnung wÃ¤re
mangels ErmÃ¤chtigungsgrundlage nichtig.

b) Rechtsgrundlage des Erstattungsanspruchs ist vielmehr Â§ 18c Abs 5 Satz 2 BVG:
"Erbringt ein anderer Ã¶ffentlich-rechtlicher LeistungstrÃ¤ger eine Sachleistung,
eine ZuschuÃ�- oder sonstige Geldleistung oder eine mit einer ZuschuÃ�leistung
fÃ¼r den gleichen Leistungszweck verbundene Sachleistung nicht, weil bereits
aufgrund dieses Gesetzes eine Sachleistung gewÃ¤hrt wird, ist er
erstattungspflichtig, soweit er sonst Leistungen gewÃ¤hrt hÃ¤tte". Die
Voraussetzungen dieser Vorschrift sind erfÃ¼llt. Dem BeschÃ¤digten ist aufgrund
des BVG eine Sachleistung gewÃ¤hrt worden, die sonst von der Beklagten zu
erfÃ¼llen gewesen wÃ¤re.

Der KlÃ¤ger war verpflichtet, den BeschÃ¤digten mit einem Paar orthopÃ¤discher
SchnÃ¼rstiefel zu versorgen, obwohl nur der rechte FuÃ� des BeschÃ¤digten eine
SchÃ¤digung aufweist, der linke FuÃ� hingegen anlagebedingt behindert ist.
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GemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs 1 BVG wird BeschÃ¤digten fÃ¼r GesundheitsstÃ¶rungen, die
als Folge einer SchÃ¤digung anerkannt sind, Heilbehandlung gewÃ¤hrt. Hierzu
zÃ¤hlt nach Â§ 11 Abs 1 Satz 1 Nr 8 BVG die Versorgung mit Hilfsmitteln. Das
Hilfsmittel muÃ� den persÃ¶nlichen und beruflichen BedÃ¼rfnissen des
BeschÃ¤digten angepaÃ�t sein (Â§ 13 Abs 2 Satz 1 2. Halbsatz BVG). Zu diesen
Hilfsmitteln gehÃ¶rt nach Â§ 3 Nr 2 iVm Â§ 5 OrthV auch orthopÃ¤disches
Schuhwerk. Dabei sind orthopÃ¤dische Schuhe stets als Paar zu liefern (Â§ 5 Abs 2
Satz 1 sowie Â§ 9 Satz 1 OrthV). Folgende drei Konstellationen sind hierbei zu
unterscheiden: (1) MÃ¼ssen beide FÃ¼Ã�e schÃ¤digungsbedingt versorgt werden,
trÃ¤gt die Versorgungsverwaltung die entstehenden Kosten fÃ¼r das Paar
orthopÃ¤discher Schuhe allein; eine Kostenbeteiligung des BeschÃ¤digten entfÃ¤llt
(Â§ 10 Abs 1 OrthV). (2) Findet sich eine SchÃ¤digung nur an einem FuÃ�, muÃ�
zwar auch fÃ¼r den gesunden FuÃ� ein entsprechender Schuh mitgeliefert werden.
Die entstehenden Kosten hat wiederum die Versorgungsverwaltung zu tragen; der
BeschÃ¤digte hat aber nach MaÃ�gabe des Â§ 10 Abs 1 und 2 OrthV einen
Eigenanteil fÃ¼r die Mitversorgung des gesunden FuÃ�es aufzubringen, es sei
denn, ihm wird dieser Anteil wegen geringen Einkommens nach Â§ 10 Abs 3 OrthV
auf Antrag erlassen. (3) FÃ¼r den Fall, daÃ� der eine FuÃ� durch Kriegsfolgen
geschÃ¤digt ist und der andere FuÃ� eine schÃ¤digungsunabhÃ¤ngige Behinderung
aufweist, muÃ� die Versorgungsverwaltung nach der ausdrÃ¼cklichen Anordnung
in Â§ 9 Satz 1 OrthV ebenfalls beide FÃ¼Ã�e mit orthopÃ¤dischem Schuhwerk
versorgen, und zwar auch dann, wenn dieser FuÃ� von einem anderen
SozialleistungstrÃ¤ger zu versorgen wÃ¤re. Die Versorgungsverwaltung hat
hierfÃ¼r die Kosten zu tragen, ohne daÃ� sich der BeschÃ¤digte daran beteiligen
muÃ� (Â§ 10 Abs 1 OrthV). Diese dritte Konstellation trifft fÃ¼r den vorliegenden
Fall zu.

Die Versorgung des BeschÃ¤digten mit dem neuen Paar orthopÃ¤discher
SchnÃ¼rstiefel war notwendig. Die fachÃ¤rztliche Verordnung (Â§ 13 Abs 2 Satz 1
BVG) lag vor. Zu liefern war das orthopÃ¤dische Schuhwerk als Paar, obgleich nur
der rechte FuÃ� eine BeschÃ¤digung iS des BVG aufwies (Â§ 9 Satz 1 OrthV). Die
Verpflichtung zur Lieferung des Schuhwerks "als Paar" bedeutet aber nicht, daÃ�
das Paar Schuhe als einheitliches â�� rechtlich nicht trennbares â�� Hilfsmittel
anzusehen ist. Die mit einem orthopÃ¤dischen Hilfsmittel ausgleichspflichtige
schÃ¤digungsbedingte GesundheitsstÃ¶rung (Â§Â§ 10 Abs 1 Satz 1, 13 Abs 1 BVG)
findet sich lediglich am rechten FuÃ� des BeschÃ¤digten. Dieser FuÃ� war mit dem
orthopÃ¤dischen SchnÃ¼rstiefel zu versorgen. Um sicherzustellen, daÃ� der
BeschÃ¤digte den Ã¼blichen Gepflogenheiten des tÃ¤glichen Lebens entsprechend
gleichartiges Schuhwerk erhÃ¤lt und er nicht gezwungen ist, sich wegen der
Versorgung seines anlagebedingt behinderten linken FuÃ�es an seine
Krankenkasse, die Beklagte, zu wenden und deren Bewilligungsentscheidung
abzuwarten, sieht Â§ 9 Satz 1 OrthV â�� als AusfluÃ� der FÃ¼rsorgepflicht der
Kriegsopferversorgung und entsprechend der GrundsÃ¤tze der PraktikabilitÃ¤t und
Wirtschaftlichkeit der Sozialverwaltung â�� vor, daÃ� Ansprechpartner des
BeschÃ¤digten die Versorgungsverwaltung ist, sie das Schuhwerk insgesamt, also
als Paar, zu liefern hat und sie im VerhÃ¤ltnis zum Leistungserbringer alleiniger
KostentrÃ¤ger ist. Beim zu liefernden zweiten Schuh handelt es sich um einen
allgemeinen Gebrauchsgegenstand des tÃ¤glichen Lebens, soweit ein normaler
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Schuh fÃ¼r einen nicht behinderten FuÃ� zu leisten ist (Fallkonstellation 2), und um
ein zweites Hilfsmittel, soweit â�� wie hier â�� ein schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig
behinderter FuÃ� mitzuversorgen ist (Fallkonstellation 3). Die bei der Mitversorgung
eines gesunden FuÃ�es vorgesehene Zuzahlungspflicht (Â§ 10 Abs 1 und 2 OrthV)
stellt nur einen Ausgleich dafÃ¼r dar, daÃ� der BeschÃ¤digte der Notwendigkeit
enthoben ist, diesen FuÃ� auf eigene, wegen der Einzelanfertigung im Vergleich zu
Konfektionsschuhen aber deutlich hÃ¶heren Kosten zu versorgen. Der Grund, den
BeschÃ¤digten nicht mit Kosten zu belasten, die ebenfalls noch als â�� mittelbare
â�� SchÃ¤digungsfolge angesehen werden kÃ¶nnen, fÃ¤llt hingegen weg, wenn ein
anderer SozialleistungstrÃ¤ger wegen sonstiger gesundheitlicher StÃ¶rungen fÃ¼r
die Versorgung des zweiten FuÃ�es einzutreten hat. Wenn fÃ¼r die Versorgung des
anderen FuÃ�es mit einem (gesonderten) Hilfsmittel ein anderer
SozialleistungstrÃ¤ger zustÃ¤ndig ist, entfÃ¤llt auch die versorgungsrechtliche
Berechtigung fÃ¼r die Anrechnung eines Eigenanteils des Berechtigten (Â§ 10 Abs
1 OrthV).

Durch die Leistung des KlÃ¤gers ist die Leistungsverpflichtung der Beklagten aus Â§
33 des FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) entfallen. Zur Verneinung ihrer
daraus folgenden Erstattungspflicht kann sich die Beklagte nicht auf das Urteil des
Senats vom 8. Juni 1994 â�� 3/1 RK 3/93 â�� (SozR 3-3100 Â§ 18c Nr 2) berufen, in
dem entschieden worden ist, daÃ� bei schÃ¤digungsbedingter Versorgung mit
einem Hilfsmittel eine Kostenbeteiligung der Krankenkassen wegen der durch
NichtschÃ¤digungsleiden verursachten Mehrkosten nicht in Betracht kommt. Es
ging seinerzeit um Mehrkosten wegen der Versorgung eines Beinamputierten mit
einem Elektrorollstuhl, der aufgrund von SchlaganfÃ¤llen zur Bedienung eines
Faltrollstuhls nicht mehr in der Lage war. Eine Kostenbeteiligung der Krankenkasse
schied dort aus, weil das Hilfsmittel durch die SchÃ¤digungsfolgen (GehunfÃ¤higkeit
mit RollstuhlbedÃ¼rftigkeit ohne MÃ¶glichkeit des Handantriebs als Gesamtzustand
nach Beinamputation und SchlaganfÃ¤llen) wesentlich verursacht und unteilbar war
(Â§ 18c Abs 5 Satz 2 und 3 BVG). Im vorliegenden Fall ist die Hilfsmittelversorgung
teilbar; es handelt sich um zwei verschiedene Hilfsmittel. Es gibt keinen
einleuchtenden Grund, fÃ¼r die Hilfsmittelversorgung des
schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig behinderten linken FuÃ�es mit klar abgrenzbaren
Kosten nicht die Krankenkasse eintreten zu lassen.

c) Einer gesonderten vertragsÃ¤rztlichen Verordnung des Hilfsmittels nach Â§ 73
Abs 2 Nr 7 SGB V iVm Â§ 33 Abs 2 SGB V bedarf es zur Geltendmachung und
Durchsetzung des Erstattungsanspruchs schon deshalb nicht, weil die
Notwendigkeit des Hilfsmittels im Versorgungsverfahren fachÃ¤rztlich bescheinigt
â�� und Ã¼berdies von den Beteiligten nicht bestritten â�� worden ist.

d) Der Erstattungsanspruch ist auch der HÃ¶he nach begrÃ¼ndet. Er umfaÃ�t
grundsÃ¤tzlich die notwendigen Kosten fÃ¼r die Beschaffung des zweiten
SchnÃ¼rstiefels. Die Frage, ob von den aufgewendeten 916,70 DM noch der vom
Versicherten krankenversicherungsrechtlich zu tragende Eigenanteil fÃ¼r
orthopÃ¤dische Schuhe (vgl DOK 1987, 503 = BKK 1987, 291) abzuziehen ist,
bedarf keiner Entscheidung, weil der geltend gemachte Betrag von 749,96 DM noch
unterhalb des sich dann ergebenden Betrags liegt. Ebenso kann wegen der
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AnspruchsbeschrÃ¤nkung die Frage offenbleiben, ob der KlÃ¤ger berechtigt war,
statt eines â�� nicht nÃ¤her aufgeschlÃ¼sselten â�� "Mischpreises" die
tatsÃ¤chlich angefallenen Kosten fÃ¼r den zweiten SchnÃ¼rstiefel zugrunde zu
legen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 4 SGG.

Erstellt am: 26.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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